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Mag. Bernhard Rappert/Mag. Andreas Gschaider, M.A. M.A. M.Sc.
VertretungsNetz

Auswirkungen der Abschaffung der Netzbetten
in der Wiener Psychiatrie

Weniger Freiheitsbeschränkungen. Die Abschaffung der Netzbetten per Juli 2015 war unter an-
derem deswegen kritisiert worden, weil man befürchtete, sie könnte zu einem Anstieg der Gurt-
fixierungen führen. Diese Befürchtung wurde vor allem von Menschenrechtsorganisationen nicht
geteilt. Die Datenlage zeigt, dass der Verzicht auf die Netzbetten als Erfolg zu verzeichnen ist. Es
sollten weitere Anstrengungen unternommen werden, um die heute noch stattfindenden Be-
schränkungen weiter zu minimieren.

Einleitung
Das damalige Gesundheitsministerium
(BMG) hat mit Erlass vom 22. 7. 20141

im Einvernehmen mit dem Justizministe-
rium festgehalten, dass „unter Berücksichti-
gung der Wahrung der Menschenwürde [. . .]
die Verwendung von psychiatrischen Inten-
sivbetten („Netzbetten“) [. . .] nicht mehr
dem europäischen Standard entspricht und
daher unzulässig ist“. Als Übergangsfrist
wurde ein Jahr festgelegt, sodass der Ein-
satz von Netzbetten per 1. 7. 2015 zu been-
den war. Dieser Erlass stellte das Ergebnis
eines langjährigen Veränderungsprozesses
dar.

Bereits im Jahr 1999 hatte das Europä-
ische Komitee zur Verhütung von Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe des Europarats
(CPT) der österreichischen Bundesregie-
rung empfohlen, „die Nutzung von Gitterbet-
ten in psychiatrischen Kliniken [. . .] einzustel-
len“.2 Diese Forderung wiederholte das CPT
zuletzt im Jahr 2009.3

Nationale Menschenrechtsorganisatio-
nen wie VertretungsNetz-Patientenanwalt-
schaft in der Aufforderung zuletzt vom
Mai 20134 oder die Volksanwaltschaft in ih-
rem Parlamentsbericht 20135 unterstützten
dieses Anliegen.

In Europa gab es in diesem Jahrhundert
Netzbetten nur mehr in den wenigsten Län-
dern (Ungarn, Slowenien, Tschechien, der
Slowakei, Österreich).6 In Österreich wur-
den Netzbetten auf psychiatrischen Abtei-
lungen nur mehr in Wien verwendet.

Über die potentiellen Auswirkungen
der Abschaffung der Netzbetten gab es
zahlreiche Diskussionen. Egger weist auf
eine Aussage Musaleks hin, dass es „zu die-
sem Thema keine Untersuchungen, aber viele
Meinungen gibt, die mit sehr großer Heftig-
keit vertreten werden“.7

Mitunter wurde befürchtet, dass die feh-
lenden Netzbetten in erheblichem Ausmaß
durch Gurtfixierungen ersetzt würden. Diese
Sorge zeigte sich auch daran, dass die Fixie-
rung immer wieder als einzige Alternative
zumNetzbett dargestellt wurde.Wodicka be-
richtet, dass Patienten unisono das Netzbett
einer Fesselung vorziehen würden,8 der Ver-
ein PatientInnen-Initiative „Kuckucksnest“
hält fest, dass Fixierungen in der Regel quä-
lender erlebt werden als das Netzbett,9 und
Lehofer verweist darauf, dass Netzbetten an-
genehmer als Fixierungen erlebt werden.10

Diese Ansicht suggeriert eine weitge-
hend alternativlose Entweder-Oder-Situa-
tion.

Europaweit waren Netzbet-
ten zuletzt auf Psychiatrien
nur mehr vereinzelt in Ver-
wendung. Auch in Österreich
waren sie außer in Wien seit
Jahren abgeschafft.

Dem gegenüber stand die Ansicht, dass
Netzbetten überschießend verwendet wur-
den und ihr Einsatz über weite Strecken er-
satzlos entfallen könnte, wenn entsprechen-
de technische und personelle Vorausset-
zungen geschaffen würden, um allfälligen
Gefahren anders als durch Fixierungen zu
begegnen. So halten Fahnler, Lenzberger
und Schlegel für den Geltungsbereich des
HeimAufG fest, dass es den „fachlichen An-
sprüchen an Indikationsstellung und Durch-
führungsqualität widerspräche, eine massive
Freiheitsbeschränkung einfach durch eine an-
dere zu ersetzen“, und zeigen auf, wo Struk-
turänderungen erfolgreich ansetzen kön-
nen.11 Und Sulyok, Weiland-Fiedler,
Schwehla und Pfersmann berichten in ihrer
Erhebung, dass Patienten „keine Präferenz

für eine der beiden Formen der körpernahen
Beschränkungsmaßnahmen“ nennen.12

Methodik
In der vorliegenden Arbeit werden Daten
zur Verwendung von Netzbetten und Fixie-
rungen vor und nach dem Erlass des BMG
gegenübergestellt, um sich einer Antwort
auf die Frage anzunähern, wie sich die Ab-
schaffung der Netzbetten auf die Anwen-
dung von Fixierungen ausgewirkt hat.

In einer stichprobenartigen Erhebung
im Zeitraum von etwa dreieinhalb Jahren
hat die Patientenanwaltschaft von Vertre-
tungsNetz die Häufigkeit und Dauer der
Anwendung von Netzbettbeschränkungen
und Fixierungen vor und nach dem Verbot
der Netzbetten in sieben zufällig ausgewähl-
ten Kalendermonaten detailliert untersucht.
1 Bundesministerium für Gesundheit, Erlass, Einsatz von psy-
chiatrischen Intensivbetten in Einrichtungen nach dem UbG
und HeimAufG vom 22. 7. 2014, BMG-93330/0002-II/A/4/
2014. 2Bericht des CPT anlässlich seines Besuchs in Österreich
vom 19. bis 30. 9. 1999, CPT/Inf 8/2001, 56, https://rm.coe.int/
CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?
documentId=0900001680653e0c (abgefragt am 17. 7. 2020).
3Bericht des CPT über seinen Besuch in Österreich vom 15.
bis 25. 2. 2009, CPT/Inf 5/2010, 311363/2009, 72, https://rm.
coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/Display-
DCTMContent?documentId=0900001680653e58 (abgefragt am
17. 7. 2020). 4VertretungsNetz-Patientenanwaltschaft
(7. 5. 2013). 5Bericht der Volksanwaltschaft an den National-
rat und den Bundesrat (2013) 56 f, 264, http://volksanwalt-
schaft.gv.at/downloads/8r3ft/37-PB.pdf (abgefragt am
17. 7. 2020). 6Zusammenfassend Ganner, Erlass des BMG
zum Einsatz von psychiatrischen Intensivbetten in Einrichtun-
gen nach dem UbG und HeimAufG. „Netzbetten“ entsprechen
längst nicht mehr dem europäischen Standard! iFamZ 2014,
259. 7 Egger, Zwangsmaßnahmen im Erleben psychisch kran-
ker Menschen unter besonderer Berücksichtigung von Fixie-
rung und Netzbett (2013) 48, http://docplayer.org/2373956-
Masterthesis-zur-erlangung-des-akademischen-grades-mba-
health-care-management-an-der.htm (abgefragt am
17. 7. 2020). 8Wodicka, Netzbetten in Gegenüberstellung oder
in Kombination mit Fixiergurten, in Needham/Schoppmann/
Schulz/Stefan (Hrsg), Wissen schafft Pflege – Pflege schafft Wis-
sen (2006) 131. 9Verein PatientInnen-Initiative „Kuckucksnest“,
Stellungnahme zum Bundesgesetz zur Durchführung des Fa-
kultativprotokolls vom 18. 12. 2002 zum Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe – OP-
CAT-Durchführungsgesetz 2012, https://www.parlament.gv.
at/PAKT/VHG/XXIV/SNME/SNME_06865/fnameorig_225122.
html (abgefragt am 17. 7. 2020). 10 Lehofer zitiert in Jungmeier-
Scholz, Im Netzbett – gefangen oder geschützt, AERZTE Steier-
mark 04/2016, https://www.aekstmk.or.at/507?articleId=6077
(abgefragt am 17. 7. 2020). 11 Fahnler/Lenzberger/Schlegel, Das
Verbot von Netzbetten und seine Folgen, ÖZPR 2015, 116.
12 Sulyok/Weiland-Fiedler/Schwehla/Pfersmann, Ende einer Ära?
Auswirkungen des Verzichts auf den Einsatz psychiatrischer
Intensivbetten in einer psychiatrischen Regionalabteilung
Wiens – Erste Ergebnisse, Neuropsychiatrie 30/2016, 158.
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Dabei wurden insgesamt 2.357 Unterbrin-
gungen ausgewertet.

In die Untersuchung wurden folgende
psychiatrische Abteilungen einbezogen: Die
Abteilungen der Klinik Penzing, Otto-Wag-
ner-Spital („OWS“, ohne Abteilung für
Suchtkranke und Pav 23-Forensik), der Kli-
nik Landstraße, Krankenanstalt Rudolfstif-
tung („KAR“, früher 5. Abteilung des
OWS) und der Klinik Favoriten, Kaiser-
Franz-Josef-Spital („KFJ“). Die Abteilung
der Klinik Donaustadt, SMZOst-Donauspi-
tal, hatte die Anwendung der Netzbetten be-
reits Jahre zuvor erfolgreich reduziert und
wurde daher nicht in die Erhebung einbezo-
gen. Ferner wurden im AKH Wien und auf
den kinder- und jugendpsychiatrischen Ab-
teilungenWiens schon zuvor keine Netzbet-
ten verwendet.

Bisherige Datenlage
Auf der 3. psychiatrischen Abteilung des
OWSwurde in einem Pilotprojekt ab Okto-
ber 2014 auf Netzbetten verzichtet und im
Rahmen einer Stichprobenerhebung festge-
stellt, dass die Anzahl von Fixierungen an-
stieg, und zugleich ein Trend zur Abnahme
der Fixierungszeiten verzeichnet.13 In dieser
Erhebung wurden im Unterschied zur vor-
liegenden Erhebung nur jene Beschrän-
kungsmaßnahmen untersucht, die in der
Aufnahmesituation stattfanden.

In Graz wurden die Netzbetten im Jahr
2010 abgeschafft, woraus eine Reduktion
der Gesamtdauer freiheitseinschränkender
Maßnahmen bei gleichzeitigem Anstieg
der Fixierungen sowie maßvoller Zunahme
der Medikation resultiert sein dürften.14

Ergebnisse
Anteil der Unterbringungen, bei
denen es zu Fixierungen kommt, ist
unverändert
In der Quote „FIX“ wird der Anteil jener
Unterbringungen dargestellt, bei denen es
zu Fixierungen (allenfalls auch Netzbettbe-
schränkungen) gekommen ist.

In der Quote „PIB“ sind jene Unterbrin-
gungen enthalten, bei denen es ausschließ-
lich zu Netzbettbeschränkungen kam
(keine Fixierungen). Diese Quote beträgt
ab dem Netzbettenverbot daher „null“.

Es zeigt sich, dass nach der Abschaffung
der Netzbetten der Anteil der Unterbrin-
gungen mit Fixierungen zunächst angestie-
gen ist. In dieser Zeit dürften Netzbettbe-
schränkungen durch Fixierungen ersetzt
worden sein.

Abbildung 1: „Beschränkungsquote Fixierung oder Netzbett“: Anteil jener Unterbringungen

(OWS, KAR, KFJ), die zumindest von einer Beschränkung mittels Gurtfixierung am Bett

(„Quote FIX“) oder von einer Beschränkung im Netzbett („Quote PIB“) betroffen sind (Vertre-

tungsNetz)

Abbildung 2: „Beschränkungsquote gesamt“: Anteil jener Unterbringungen, die zumindest

von einer weitergehenden Bewegungsbeschränkung im Sinne des § 33 Abs 3 UbG betroffen

sind (VertretungsNetz)

Bis September 2017 hat sich die Fixierungs-
quote zur Gänze wieder auf ihr ursprüngli-
ches Niveau von 20% reduziert. Es scheint
gelungen zu sein, solche Unterbringungen,
bei denen es früher ausschließlich zu Netz-
bettbeschränkungen gekommen ist, auch
heute gänzlich ohne Fixierung durchzufüh-
ren.

Überwiegend ersatzloser Entfall
der Netzbetten
Um zu klären, ob an Stelle der Netzbetten
nunmehr zu anderen (gelinderen) Be-
schränkungsmaßnahmen gegriffen wird,
wurde die jährliche „Beschränkungsquote
gesamt“ ausgewertet: Der Anteil jener Un-
terbringungen, bei denen Patienten irgend-
einer weitergehenden Bewegungsbeschrän-
kung im Sinne des § 33 Abs 3 UbG (zB Sei-

tenteile, Einzelraumbeschränkung etc) un-
terworfen waren, bewegte sich in Wien
(OWS, KAR, KFJ) bis zum Jahr 2014 stabil
um die 62% (österreichweit bei ca 34%). Be-
ginnend im Jahr der Abschaffung der Netz-
betten (2015) sank diese Quote schließlich
auf 47,7% im Jahr 2017 (Abbildung 2).

Diese Reduktion um etwa 14,3% be-
deutet, dass es bei diesen Unterbringungen
anders als früher zu gar keinen weiterge-
henden Bewegungsbeschränkungen mehr
kommt (weder Fixierung noch Netzbett
noch Seitenteile noch Einzelraum . . .). In
diesen Fällen wurde offenkundig ersatzlos
auf die Netzbetten verzichtet.

13 Sulyok/Weiland-Fiedler/Schwehla/Pfersmann, Ende einer Ära?
158. 14 Lehofer zitiert in Jungmeier-Scholz, AERZTE Steiermark
04/2016, https://www.aekstmk.or.at/507?articleId=6077 (ab-
gefragt am 17. 7. 2020).
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Abbildung 3: Gesamtdauer von Netzbettbeschränkungen und Fixierungen je Patient, der ei-

ner solchen Maßnahme unterworfen war, im Monat (VertretungsNetz)

Abbildung 4: Dauer von Beschränkungsmaßnahmen nach Art der Beschränkung je Patient,

der einer solchen Maßnahme unterworfen war, im Monat (VertretungsNetz)

In den Abbildungen 3 und 4 werden als Basisgröße nur jene Unterbringungen herangezogen,

bei denen die entsprechendeMaßnahme tatsächlich stattgefunden hat.Weil nicht auf die Ge-

samtzahl aller Unterbringungen Bezug genommen wird, müssen die Summen der Beschrän-

kungsdauern in Abbildungen 3 und 4 bis zur Abschaffung der Netzbetten nicht ident sein.

Die „Beschränkungsquote gesamt“ ist jedoch
in geringeremAusmaß (14,3%) gesunken, als
es dem Entfall der Netzbetten entspräche
(18%). Bei der Differenz (3,7% der Unter-
bringungen) kam es an Stelle der Netzbetten
offenbar zu anderen gelinderen Beschrän-
kungsmaßnahmen (zB Bettseitenteile).

Beschränkungsdauer um mehr als die
Hälfte reduziert
Die Gesamtdauer von Netzbettbeschrän-
kungen und Fixierungen konnte um 55,3%
reduziert werden, sodass jede betroffene
Person15 heute im Durchschnitt um rund
17 Stunden kürzer von einer solchen Maß-
nahme betroffen ist als vor Abschaffung
der Netzbetten (Abbildung 3).

Während die Netzbettbeschränkungen
von durchschnittlich 34 Stunden pro davon
betroffener Person entfallen sind, ist gleich-
zeitig die Dauer der Fixierungen um durch-
schnittlich 6,7 Stunden angestiegen (Feb
2014: 7,1h | Sep 2017: 13,8h) (Abbildung 4).

Zusammenfassung und Diskussion
Der Anteil der Unterbringungen, bei denen
es zu einer Fixierung kommt, ist im Be-
obachtungszeitraum nach einem vorüberge-
henden Anstieg unverändert.

Bei 14,3% aller Unterbringungen
wurde auf die Netzbetten ersatzlos ver-
zichtet, rund 3,7% unterliegen einer gelin-
deren Einschränkung wie den Bettseiten-
teilen.

Die Gesamtdauer dieser Maßnahmen
ist um 55,3% zurückgegangen, sodass jede
der weiterhin betroffenen Personen im
Durchschnitt um 17 Stunden kürzer be-
schränkt wird als zuvor.

Während also weniger Menschen in ih-
rer Bewegungsfreiheit beschränkt werden
und wenn, dann insgesamt kürzer als bis-
her, ist die Dauer der Gurtfixierungen je
betroffenem Patienten um 6,7 Stunden
angestiegen.

Die Gesamtdauer von Fixie-
rungen und Netzbettbe-
schränkungen wurde um die
Hälfte reduziert. Das bedeu-
tet für 2016: Die Patienten der
untersuchten Standorte
konnten sich 14.470 Stunden
lang freier bewegen.

In absoluten Zahlen bedeutet das, ausge-
hend von den Unterbringungszahlen für
2016, dass an den von der Erhebung um-
fassten Standorten in Wien (OWS, KAR,
KFJ mit insgesamt 3.029 Unterbringungen)
folgende Änderungen im Kalenderjahr ein-
getreten sind:

Bei 545 Unterbringungen sind die Netz-
bettbeschränkungen in der Dauer von
durchschnittlich je 34 Stunden entfallen
(minus 18.530 Stunden).

Davon sind bei 433 Unterbringungen
die Netzbettbeschränkungen ersatzlos ent-
fallen.

Bei 112 Unterbringungen konnten die
Netzbettbeschränkungen durch gelindere
Mittel (Bettseitenteile, Niederflurbetten
. . .) ersetzt werden.

Bei 606 Unterbringungen kommt es wie
früher zu Fixierungen, die heute im Durch-
schnitt um 6,7 Stunden länger dauern (plus
4.060 Stunden).

Vor dem Netzbettenverbot waren sehr
viele Personen (zB im April 2014 ein ganzes
Drittel der Betroffenen) sowohl einer Gurt-
als auch einer Netzbettbeschränkung unter-
worfen. Dies deckt sich mit der Beobach-
tung, dass immer wieder eine „stufenweise
Lockerung“ von Fixierungen zu beobachten
war: Zuerst erfolgte eine Gurtfixierung.
Wenn diese geöffnet wurde, kam es zu ei-
nem Verschließen des Netzbetts und erst

15 „Patient“ wird hier der leichteren Lesbarkeit halber mit „Un-
terbringung“ gleichgesetzt.
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später zu einer gänzlichen Entfernung der
Beschränkung.

Daraus ergibt sich eine mögliche Er-
klärung der Datenlage: dass vor allem in
diesen Fällen die Gurten heute länger ver-
wendet werden als einst, weil eine „stufen-
weise Lockerung“ durch die Netzbettbe-
schränkung nicht mehr möglich ist.

Folgt man dieser Hypothese, dann wä-
ren von längeren Fixierungsdauern jene Per-
sonen betroffen, die schon bisher fixiert
worden sind und bei denen im Anschluss
an die Fixierung früher das Netzbett ver-
schlossen wurde. Es wäre diese Gruppe,
die den Entfall von 34 Stunden imNetzbett
mit 6,7 Stunden längerer Fixierung „be-
zahlt“. Im Hinblick darauf, dass Patienten
keine Präferenz für eine der beiden For-
men der körpernahen Beschränkungs-
maßnahmen haben, sondern sich mehr
Gespräche wünschen, ernst genommen
und in die Behandlung einbezogen wer-
den wollen,16 kann diese Entwicklung als
positiv beurteilt werden.

Einflussfaktoren auf Beschränkungen
sind freilich vielfältig und stehen in engem
Zusammenhang mit der räumlichen, per-
sonellen und technischen Ausstattung ei-
ner Abteilung.17 Im Dezember 2014 ist eine
Abteilung des OWS in den Neubau der
KAR mit modernen Raumkonzepten
übersiedelt. In Zusammenhang damit
konnte eine Verringerung des Aggressions-
potentials erzielt werden, womit eine sig-
nifikante Verringerung der Zwangsmaß-
nahmen einhergehen soll.18 Nicht zuletzt
die abteilungsweise recht unterschiedlichen
Kulturen im Umgang mit Zwangsmaß-
nahmen haben Auswirkungen auf Be-
schränkungszahlen. Diese Umstände wur-
den hier nicht untersucht, sodass es wei-
tere Interpretationsmöglichkeiten für das
Datenmaterial geben kann.

Die Auswirkung der Abschaffung der
Netzbetten auf die Anwendung sedierender
Medikation wurde hier mangels valider Da-
tenlage nicht untersucht. Langer verweist
darauf, dass jedenfalls im OWS der Medi-
kamentenverbrauch nicht gestiegen war.19

Ausblick und Empfehlungen
In der Übergangsfrist bis zur endgültigen
Beseitigung der Netzbetten wurden Vorbe-
reitungen getroffen, um auf den Wegfall
dieses technischenMittels reagieren zu kön-
nen.

Die Anschaffung von Hilfsmitteln wie
Niederflurbetten oder Sensormatten stellt

einen wichtigen Schritt auf dem Weg der
Vermeidung von Bewegungsbeschränkun-
gen dar.Weitere Schritte müssen unbedingt
folgen.

Das Netzbettenverbot hat er-
folgreich zu einem Umden-
ken geführt. Die Kranken-
hausträger müssen dringend
zusätzliche Maßnahmen er-
greifen, um Einschränkun-
gen der Bewegungsfreiheit
weiter zu minimieren.

Die Schaffung moderner räumlicher
Strukturen muss in der Planung der Kran-
kenhausträger höchste Priorität bekom-
men. Die Räume der Abteilung im KFJ war-
ten seit über einem Jahrzehnt auf eine
Adaptierung, bereits im Jahr 2009 wurden
sie vom Kontrollamt der Stadt Wien als
nicht mehr zeitgemäß und renovierungsbe-
dürftig gerügt.20 Ebenso entsprechen die
Räume im OWS nicht mehr einem moder-
nen Standard, und es ist äußerst bedauer-
lich, dass zwei der dortigen Abteilungen
nicht in einen zeitgemäßen Neubau, son-
dern in alte vorhandene räumliche Struktu-
ren der Klinik Hietzing übersiedeln muss-
ten.

Insbesondere würde die dringend not-
wendige Aufstockung qualifizierten psy-
chiatrischen Fachpersonals zu einer Verrin-
gerung von Beschränkungsmaßnahmen bei-
tragen und zugleich die Sicherheit und Zu-
friedenheit von Personal und Mitpatienten
fördern. Berechnungen zufolge müsste die
Ärztezahl verdoppelt werden, um eine
State-of-the-Art-Behandlung von Men-
schen in schwersten psychischen Krisensi-
tuationen zu gewährleisten.21 Für psychiat-
risches Pflegepersonal kann kaum anderes
gelten. Das Handwerkszeug der Psychiatrie
besteht in (professioneller) menschlicher
Zuwendung und bedarf keiner teuren Ge-
rätschaften. Es ist an der Zeit, an deren
Stelle in vorbildliche Personalausstattung
zu investieren.

ÖZPR 2020/64

Zum Thema

In Kürze
Der Verzicht auf die Netzbetten hat dazu geführt, dass weniger Menschen während ihres

Aufenthalts auf einer psychiatrischen Abteilung in ihrer Freiheit eingeschränkt werden

und dass die Dauer von besonders einschneidenden Beschränkungsmaßnahmen um die

Hälfte reduziert wurde. Durch die Umsetzung dringend gebotenerMaßnahmenwäre esmög-

lich, die immer noch stattfindenden Bewegungsbeschränkungen weiter zu reduzieren.
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16 Sulyok/Weiland-Fiedler/Schwehla/Pfersmann, Ende einer Ära?
158. 17UniversalRaum – Institut für evidenzbasierte Architektur
im Gesundheitswesen GmbH (Hrsg), Evidenzbasiertes Planungs-
handbuch Psychiatrie (2012), http://www.eph-psychiatrie.de/
home (abgefragt am 17. 7. 2020). 18 Stefan, Auswirkung vonAr-
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Maßnahmen; vorgestellt bei „Expertengespräche zur Unter-
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am 12. 10. 2016. 19 Langer, Mehr Patienten an Betten angegur-
tet (24. 11. 2016), http://wien.orf.at/news/stories/2810830/ (ab-
gefragt am 17. 7. 2020). 20Kontrollamt der Stadt Wien, KA-K-2/
08, Kurzfassung, Prüfung betreffend Mängel in der stationären
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